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Der Bescheid der Beklagten vom 01.07.2016 in Fassung des
Widerspruchsbescheides vom 21.02.2017 in Gestalt des angenommenen
Teilanerkenntnisses vom 29.11.2018 wird abgeÃ¤ndert und die Beklagte
verpflichtet, dem KlÃ¤ger Rente wegen voller Erwerbsminderung ab 01.03.2016 im
gesetzlichen Umfang zu gewÃ¤hren. Die Beklagte trÃ¤gt die notwendigen
auÃ�ergerichtlichen Kosten des KlÃ¤gers.

Tatbestand:

Streitig ist eine Rente wegen Erwerbsminderung.

Der am 1961 geborene KlÃ¤ger beantragte am 18.02.2016 bei der Beklagten eine
Erwerbsminderungsrente. Die Beklagte zog diverse medizinische Unterlagen bei
und lehnte mit Bescheid vom 01.07.2016 nach Einholung eines Gutachtens auf
internistischem Fachgebiet den Antrag des KlÃ¤gers ab. Dagegen legte der KlÃ¤ger
am 07.07.2016 Widerspruch ein. Mit Widerspruchsbescheid vom 21.02.2017 wurde
der Widerspruch als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ckgewiesen, da nach dem Ergebnis der
medizinischen Ermittlungen bei ihm noch ein LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r leichte
Arbeiten mit EinschrÃ¤nkungen fÃ¼r mindestens 6 Stunden tÃ¤glich vorliege.
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Hiergegen hat der KlÃ¤ger am 20.03.2017 Klage erhoben. Er fÃ¼hrt an, dass
aufgrund der Gesamtheit der diagnostizierten Erkrankungen eine ArbeitsfÃ¤higkeit
schon seit Antragstellung dauerhaft nicht mehr gegeben sei.

Der KlÃ¤ger beantragt (sinngemÃ¤Ã�),

den Bescheid der Beklagten vom 01.07.2016 in Fassung des
Widerspruchsbescheides vom 21.02.2017 in Gestalt des angenommenen
Teilanerkenntnisses vom 29.11.2018 abzuÃ¤ndern und die Beklagte zu verpflichten,
dem KlÃ¤ger Rente wegen voller, hilfsweise teilweiser Erwerbsminderung, im
gesetzlichen Umfang ab Antragstellung zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Die Beklagte verweist auf ihre Bescheide.

Das Gericht hat Befundberichte von Dr. K. und Dipl.- med. B. beigezogen. Ferner
wurde ein internistisches Gutachten bei Dr. F. eingeholt.

Nach dem Gutachten von Dr. F. vom 26.09.2017 bestehen folgende
GesundheitsstÃ¶rungen:

1. Globale, Ã¼berwiegend rechtsbetonte HerzschwÃ¤che, implantierter Defibrillator
2. Extreme Ã�bergewichtigkeit mit Bluthochdruck, Diabetes mellitus und weiteren
Stoff-wechselstÃ¶rungen und LeberentzÃ¼ndung 3. Stark ausgeprÃ¤gte venÃ¶se
Insuffizienz der Beine mit HauternÃ¤hrungsstÃ¶rungen 4. Behandelte
SchilddrÃ¼senunterfunktion

Das Gutachten kommt zu dem Schluss, der KlÃ¤ger sei nicht mehr in der Lage,
wettbewerbsfÃ¤hig auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt eingesetzt zu werden. Er
kÃ¶nne Arbeiten nur noch weniger als 3 Stunden tÃ¤glich im Sitzen (keine
TÃ¤tigkeiten im Stehen), ohne Absturzgefahr auf Leitern und GerÃ¼sten, ohne
Akkord- und Schichtarbeiten, ohne besondere nervliche Belastung und ohne
besonderen Zeitdruck verrichten.

Dieses LeistungsvermÃ¶gen bestehe ab dem Zeitpunkt der Rentenantragstellung.
Die weitere Prognose sei insgesamt ungÃ¼nstig.

Dem Gericht liegt ferner die ergÃ¤nzende Stellungnahme von Dr. F. vom
13.03.2018 vor, in der die bisherige LeistungseinschÃ¤tzung nochmals bestÃ¤tigt
wurde.

Von der Beklagten wurde mit Schriftsatz vom 30.07.2018 ein Vergleichsangebot
fÃ¼r eine befristete Erwerbsminderung, ausgehend von einem Leistungsfall zum
Zeitpunkt der Begutachtung von Dr. F., vorgelegt, das von KlÃ¤gerseite jedoch nicht
angenommen wurde. In der mÃ¼ndlichen Verhandlung am 29.11.2018 gewÃ¤hrte
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die Beklagte dem KlÃ¤ger in Form eines angenommenen Teilanerkenntnisses eine
Rente wegen voller Erwerbsminderung be-fristet vom 01.09.2017 bis zum
31.08.2020.

Dem Gericht liegt ferner die ergÃ¤nzende Stellungnahme von Dr. F. vom
15.01.2019 vor.

Die Beteiligten haben sich mit SchriftsÃ¤tzen vom 16.12.2019 und 17.12.2019 mit
einer Entscheidung ohne mÃ¼ndliche Verhandlung einverstanden erklÃ¤rt.

Wegen der Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die Prozess- und
Beklagtenakten verwiesen, die Gegenstand der Beratung waren.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Klage ist zulÃ¤ssig. Aufgrund des schriftlichen EinverstÃ¤ndnisses der
Beteiligten konnte die Kammer ohne mÃ¼ndliche Verhandlung entscheiden.

Die Klage ist begrÃ¼ndet, denn die angegriffenen Bescheide verletzen den KlÃ¤ger
in seinen Rechten.

Der KlÃ¤ger hat einen Anspruch auf eine (unbefristete) Rente wegen voller
Erwerbsminderung unter Zugrundelegung eines Leistungsfalls zum Zeitpunkt der
Rentenantragstellung.

Nach Â§ 43 Abs. 1 und 2 SGB VI haben Versicherte bis zum Erreichen der
Regelaltersgrenze Anspruch auf Rente wegen voller oder teilweiser
Erwerbsminderung, wenn sie

1. erwerbsgemindert sind,

2. in den letzten 5 Jahren vor Eintritt der Erwerbsminderung 3 Jahre PflichtbeitrÃ¤ge
fÃ¼r eine versicherte BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit entrichtet haben und

3. vor Eintritt der Erwerbsminderung die allgemeine Wartezeit erfÃ¼llt haben.

Voll erwerbsgemindert sind Versicherte, die wegen Krankheit oder Behinderung auf
nicht absehbare Zeit auÃ�erstande sind, unter den Ã¼blichen Bedingungen des
allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens 3 Stunden erwerbstÃ¤tig zu sein (Â§ 43
Abs. 2 Satz 2 SGB VI). Teilweise erwerbsgemindert sind gemÃ¤Ã� Â§ 43 Abs.1 S 2
SGB VI Versicherte, die wegen Krankheit oder Behinderung auf nicht absehbare Zeit
auÃ�erstande sind, unter den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen
Arbeitsmarktes fÃ¼r mindestens 6 Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig zu sein.
Erwerbsgemindert ist nicht, wer unter den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen
Arbeitsmarktes mindestens 6 Stunden erwerbstÃ¤tig sein kann; dabei ist die
jeweilige Arbeitsmarktlage nicht zu berÃ¼cksichtigen (Â§ 43 Abs. 3 SGB VI).

Der KlÃ¤ger leidet unter Erkrankungen auf internistischem Fachgebiet, die lÃ¤nger
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als 6 Monate bestehen und einen leistungsmindernden Dauereinfluss auf die
LeistungsfÃ¤higkeit im Erwerbsleben haben. Der KlÃ¤ger ist auch
erwerbsgemindert, da er seit dem Zeitpunkt der Rentenantragstellung nur noch
regelmÃ¤Ã�ig tÃ¤glich weniger als 3 Stunden Arbeiten mit den weite-ren vom
Gutachter genannten FunktionseinschrÃ¤nkungen verrichten kann.

Auf die im Gutachten von Dr. F. angefÃ¼hrten Diagnosen und beschriebenen
LeistungseinschrÃ¤nkungen wird verwiesen. Die Kammer hat keine Zweifel, dass
der SachverstÃ¤ndige die medizinischen Befunde zutreffend erhoben und aus ihnen
die richtigen sozialmedizinischen Schlussfolgerungen gezogen hat. Die von den
SachverstÃ¤ndigen gezogenen Schlussfolgerun-gen entsprechen auch den
allgemein anerkannten BegutachtungsmaÃ�stÃ¤ben.

Die Rente war ab Zeitpunkt der Antragstellung und unbefristet zu gewÃ¤hren.

Renten, auf die ein Anspruch unabhÃ¤ngig von der jeweiligen Arbeitsmarktlage
besteht, werden gemÃ¤Ã� Â§ 102 Abs.2 S.5 SGB VI unbefristet geleistet, wenn
unwahrscheinlich ist, dass die Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit behoben werden
kann. Die Frage, ob die Behebung unwahrscheinlich ist, ist zum Zeitpunkt der
Bewilligung prognostisch zu beurteilen und unterliegt als unbestimmter
Rechtsbegriff der umfassenden gerichtlichen NachprÃ¼fung (Schmidt in:
Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB VI, 2. Aufl. 2013, Â§ 102 SGB VI, Rn. 7).

"Unwahrscheinlich" i. S. dieser Norm ist dahingehend zu verstehen, dass
schwerwiegende medizinische GrÃ¼nde gegen eine â�� rentenrechtlich relevante
â�� Besserungsaussicht sprechen mÃ¼ssen, also dann anzunehmen, wenn aus
Ã¤rztlicher Sicht bei Betrachtung des bisherigen Ver-laufs nach medizinischen
Erkenntnissen â�� auch unter BerÃ¼cksichtigung noch vorhandener
therapeutischer MÃ¶glichkeiten â�� eine Besserung nicht anzunehmen ist, durch
welche sich eine rentenrechtlich relevante Steigerung der LeistungsfÃ¤higkeit des
Versicherten ergeben wÃ¼rde. Erheblich ist allein, dass alle therapeutischen
MÃ¶glichkeiten in Betracht gezogen werden mÃ¼ssen, um ein qualitatives oder
quantitatives Leistungshindernis zu beheben. (So BSG, Urteil vom 29. MÃ¤rz 2006
â�� B 13 RJ 31/05 R â��, BSGE 96, 147-153, SozR 4-2600 Â§ 102 Nr 2, Rn. 21).
Entgegen einer teilweise verkÃ¼rzten Rezeption dieser BSG-Entscheidung bedeutet
dies gerade nicht, dass jegliche therapeutische BehandlungsmÃ¶glichkeit eine
dauerhafte RentengewÃ¤hrung ausschlieÃ�t, vielmehr ist auf der Grundlage aller
indizierten BehandlungsmÃ¶glichkeiten eine fundierte PrognoseeinschÃ¤tzung zu
treffen. Auch wenn keine begrÃ¼ndete Aussicht bzw. nur eine geringe
Wahrscheinlichkeit besteht, dass es bei einer FortfÃ¼hrung, Intensivierung oder
Umstellung der Therapie zu einer Besserung mit relevanten Auswirkungen auf das
LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r den Arbeitsmarkt kommt, kann eine
Therapieintensivierung auch bei hochgradig chronifizierten StÃ¶rungen sinnvoll
oder medizinisch indiziert sein, z.B. zur Verbes-serung der LebensqualitÃ¤t,
Verhinderung von weiteren Verschlechterungen oder latenter oder akuter
Suizidgefahr. (SG Nordhausen, Urteil vom 29. November 2018 â�� S 20 R 1954/17
â��, Rn. 50 â�� 52, juris)
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Die Kammer erachtet auf der Grundlage der Feststellungen des SachverstÃ¤ndigen
vorliegend die BesserungsmÃ¶glichkeit als unwahrscheinlich. Der Gutachter hat in
seiner ergÃ¤nzenden Stellungnahme vom 15. Januar 2019 ausgefÃ¼hrt, dass zwar
die MÃ¶glichkeit einer Besserung bestehe, dass diese jedoch sehr gering sei und es
vielmehr eher wahrscheinlich sei, dass es aufgrund der hochgradigen
Risikokonstellation zu weiteren Komplikationen komme. Soweit die Beklagte in
ihrem letzten Schriftsatz vom 21. Februar 2019 dagegen unter BerÃ¼cksichtigung
mÃ¶glicher ambulanter psychotherapeutischer (Mit-) Behandlung eine
Gewichtsreduzierung und in der Folge eine Besserung fÃ¼r nicht unwahrscheinlich
erachtet, trifft sie keine konkrete Aussage zum Grad der
Besserungswahrscheinlichkeit, sondern geht offenbar â�� wie es sich aus den
weiteren AusfÃ¼hrungen in der Stellungnahme ergibt- davon aus, dass
Unwahrscheinlichkeit in diesem Sinne schon dann gegeben sei, wenn die
MÃ¶glichkeit einer Besserung nicht auszuschlieÃ�en sei. Es ist somit keine
Argumentation erkennbar, ob oder warum die Beklagte hinsichtlich der
medizinischen TatbestÃ¤nde und Erfolgsaussichten von der EinschÃ¤tzung des
Gutachters abweicht. Sie nimmt vielmehr eine andere rechtliche Bewertung vor. Die
Tatsache, dass nicht alle BehandlungsmÃ¶glichkeiten ausgeschÃ¶pft sind, schlieÃ�t
die GewÃ¤hrung einer Dauerrente jedoch â�� wie oben ausgefÃ¼hrt- nicht aus.
MaÃ�geblich ist vielmehr, dass aus Ã¤rztlicher Sicht bei Betrachtung des bisherigen
Verlaufs nach medizinischen Erkenntnissen â�� auch unter BerÃ¼cksichtigung noch
vorhandener therapeutischer MÃ¶glichkeiten â�� eine Besserung nicht anzunehmen
ist, durch welche sich eine rentenrechtlich relevante Steigerung der
LeistungsfÃ¤higkeit des Versicherten ergeben wÃ¼rde. (so auch SG Hannover,
Urteil vom 04. September 2018 â�� S 6 R 125/17 â��, juris).

Der Begriff der Unwahrscheinlichkeit i.S. Â§ 102 Abs.2 S.5 SGB VI ist durch die
Rechtsprechung bisher nicht durch die Angabe konkreter ProzentsÃ¤tze, bezogen
auf die BesserungsmÃ¶glichkeit, konkretisiert und quantifiziert worden. Im Bereich
der gesetzlichen Unfallversicherung unterscheidet die Rechtsprechung fÃ¼r die
Feststellung von anspruchsbegrÃ¼ndenden Tat-sachen und ursÃ¤chlichen
ZusammenhÃ¤ngen die verschiedenen Wahrscheinlichkeitsgrade, die sich nach
ihrer Ã�berzeugungskraft in folgende Reihenfolge ordnen lassen: 1. (absolute)
Gewissheit, 2. an Gewissheit grenzende Wahrscheinlichkeit, 3. (so genannte
hinreichende) Wahrscheinlichkeit, 4. Glaubhaftmachung und 5. (bloÃ�e)
MÃ¶glichkeit. Dabei reicht die bloÃ�e MÃ¶glichkeit nicht aus, um einen Anspruch zu
begrÃ¼nden. (ThÃ¼ringer Landessozialgericht, Urteil vom 22. Januar 2009 â�� L 1
U 1089/06 â��, Rn. 25 â�� 26, juris). Nicht entschieden zu werden braucht, ob in
Anlehnung an diese Betrachtungsweise eine Besserung als unwahrscheinlich
anzusehen ist, wenn keine hinreichende Wahrscheinlichkeit in dem Sinne, dass
mehr gegen als fÃ¼r eine Besserung spricht, oder ein geringerer
Wahrscheinlichkeitsgrad von z.B. 30 % zu-grunde zu legen ist. (Zum Begriff der
hinreichenden Wahrscheinlichkeit (vgl. ThÃ¼ringer Landessozialgericht, Urteil vom
22. Januar 2009 â�� L 1 U 1089/06 â��, Rn.28, juris). Ohnehin wird man hÃ¤ufig z.B.
keinen konkreten Wahrscheinlichkeitsprozentsatz benennen kÃ¶nnen, sei es wegen
fehlender empirischer Erhebungen bzw. fehlender epidemiologischer Studien in der
wissenschaftlichen Literatur oder â�� wie hier- wegen einer besonderen
(Risiko-)Konstellation im Einzelfall. Dann ist es legitim und ausreichend, auf eine

                               5 / 6

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=S%206%20R%20125/17
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/102.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%201%20U%201089/06
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%201%20U%201089/06
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%201%20U%201089/06


 

qualitative EinschÃ¤tzung des Gutachters auf der Grundlage seines
Erfahrungswissens zurÃ¼ckzugreifen. Eine in diesem Sinn, wie hier vom Gutachter
festgestellte, sehr geringe Aussicht einer Besserung stellt dabei wie eine bloÃ�e
MÃ¶glichkeit keinen Grad der Wahrscheinlichkeit dar, der die Rechtsfolge einer
lediglich befristeten RentengewÃ¤hrung rechtfertigen kann. FÃ¼r einen anderen
bzw. noch strengeren MaÃ�stab, z.B. dass mit an Sicherheit grenzender
Wahrscheinlichkeit eine Besserung ausgeschlossen sein muss, besteht auch
deshalb kein BedÃ¼rfnis, da gemÃ¤Ã� Â§ 48 SGB X i.V.m. Â§ 100 Abs.3 SGB VI die
MÃ¶glichkeit der Aufhebung auch unbefristet gewÃ¤hrter Er-
werbsminderungsrenten bei nachgewiesener Besserung (z.B. nach einer
MaÃ�nahme der medizinischen Rehabilitation) vorhanden ist.

Die Kostenentscheidung ergibt sich aus Â§ 193 SGG.

Erstellt am: 20.07.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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